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Kapitel 1.3 „Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen“ des 
Regionalplans für den Regierungsbezirk Düsseldorf (GEP 99) 

 
Ergänzungsvorschlag  

Ziel 4 „Virtueller Gewerbeflächenpool für das Gebiet des Kreises Kleve“ 
 
1) Für das Gebiet des Kreises Kleve wird im Rahmen eines Modellprojektes ein virtueller 

Gewerbeflächenpool eingerichtet, der der regionalplanerischen Mengensteuerung 
von Flächen für gewerbliche und industrielle Nutzung und dem interkommunalen Flä-
chenausgleich dient.  
Den Städten und Gemeinden des Kreises Kleve steht für gewerblich-industrielle Nut-
zungen im virtuellen Gewerbeflächenpool ein Flächenkonto mit einer Startgröße von 
194 ha zur Verfügung. Die Flächen werden im Einzelnen im landesplanerischen Ver-
trag vom 22.09.2010 festgelegt. 
Bislang im Regionalplan dargestellte GIB oder ASB für Gewerbe, die in das Flächen-
konto eingebucht werden, sind als Allgemeiner Freiraum- und Agrarbereich darzustel-
len und in der Erläuterungskarte 1 „Sondierungen für eine zukünftige Siedlungsent-
wicklung“ zu kennzeichnen. 

 
2) Jede Inanspruchnahme des Flächenkontos ist nur zulässig, wenn die im landesplane-

rischen Vertrag vom 22.09.2010 geregelten Voraussetzungen erfüllt sind.  
Sie ist der Regionalplanungsbehörde entsprechend der für die landesplanerische An-
passung der Bauleitplanung an die Ziele der Raumordnung geltenden Regelung im 
Landesplanungsgesetz mitzuteilen.  
Die Regionalplanungsbehörde ist verpflichtet, über Ein- und Ausbuchungen vom Flä-
chenkonto Buch zu führen und hierüber den Regionalrat sowie die am virtuellen Ge-
werbeflächenpool Beteiligten im Rahmen des regelmäßigen Siedlungsmonitorings 
sowie anlassbezogen zu informieren.  
Ausgebuchte Flächen müssen an das Siedlungsgefüge angrenzen und der Be-
standssicherung, dem Ausbau oder der Ansiedlung gewerblicher Betriebe dienen. 
Dies gilt insbesondere für emittierende Betriebe.  
Überschreitet die Inanspruchnahme zusammenhängender Flächen an einem Stand-
ort die Größe von 10 ha (auch kumulativ), ist in einem Regionalplanänderungsverfah-
ren der Standort als Siedlungsbereich darzustellen. Im Übrigen erfolgt die Darstellung 
in Anspruch genommener Flächen im Rahmen der regelmäßigen Überarbeitung des 
Regionalplans.  
 

3)  Unterschreitet die im Flächenkonto verbleibende Flächenmenge die doppelte Menge 
eines durchschnittlichen Jahresverbrauchs an gewerblich-industriellen Flächen im 
Kreis Kleve, entscheidet der Regionalrat über eine Wiederauffüllung des Flächenkon-
tos. Kriterium hierfür ist unter anderem die Gewährleistung einer Größenordnung, die 
einen Handlungsspielraum für weitere 10 Jahre in Abhängigkeit von den Ergebnissen 
des Siedlungsflächenmonitorings der Regionalplanungsbehörde und der Laufzeit die-
ses Zieles gewährleistet.  

 
4)  Dieses Ziel der Raumordnung ist auf eine Laufzeit von 5 Jahren befristet. Die Regio-

nalplanungsbehörde führt nach vier Jahren eine Evaluierung durch. Sie gibt hierzu 
dem Kreis Kleve und den Städten und Gemeinden des Kreises die Gelegenheit zur 
Stellungnahme.  
Der Evaluierungsbericht muss eine Empfehlung darüber enthalten, ob das Ziel wei-
tergeführt werden soll. Die Regionalplanungsbehörde berät den Regionalrat bei der 
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Entscheidung über eine mögliche Fortführung des Zieles. Im Falle eines Auslaufens 
des befristeten Ziels wird die alte Rechtslage wiederhergestellt. 

 
 
 
Erläuterung: 
 
1) Die Regionalplanungsbehörde, der Kreis Kleve, sowie alle 16 kreisangehörigen 

Kommunen haben am 22.09.2010 in einem landesplanerischen Vertrag gemäß §13 
ROG und §§ 54 ff VwVfG Regelungen zur Entwicklung und Realisierung des virtuel-
len Gewerbeflächenpools vereinbart. Der Vertrag kann bei der Regionalplanungsbe-
hörde eingesehen werden.  
Ziel des Gewerbeflächenpools ist eine interkommunal abgestimmte Mengensteue-
rung der Gewerbeflächenentwicklung im Kreis Kleve. Damit verbunden ist die Erwar-
tung, dass Gewerbeflächen künftig stärker nachfrageorientiert und weniger als bisher 
als Angebotsplanung realisiert werden sollen. Im gemeinsamen Interesse der wirt-
schaftlichen Entwicklung der Region soll innerhalb des regional verfügbaren Men-
gengerüsts räumlich und zeitlich flexibler auf Nachfragen nach Gewerbeflächen rea-
giert werden können. Über die effiziente Nutzung nachfragegerechter Standorte soll 
der Pool zu einer nachhaltigen Reduzierung der Inanspruchnahme neuer, freier Flä-
chen für Siedlungs- und Verkehrszwecke beitragen.  
Das Modell des virtuellen Gewerbeflächenpools basiert darauf, dass im landesplane-
rischen Vertrag vom 22.09.2010 im Einzelnen geregelt wird, welche Flächen in den 
virtuellen Gewerbeflächenpool von den Kommunen einzubuchen sind und unter wel-
chen Voraussetzungen Ausbuchungen möglich sind. Bei Abbuchungen aus diesem 
Flächenkonto bedarf es dann keiner weiteren regionalplanerischen Bedarfsprüfung, 
da bereits ein vorgezogener, übergemeindlicher Flächentausch zu Beginn des Pools 
erfolgt ist. Der Bedarf für die neue Gewerbefläche gilt damit als belegt. Vorausset-
zung ist allerdings, dass die Vereinbarungen des landesplanerischen Vertrags ein-
gehalten werden.  

 
2) Einzubuchen sind zum Startzeitpunkt bisher bauleitplanerisch nicht entsprechend 

dargestellte Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB) sowie allge-
meine Siedlungsbereiche (ASB) für Gewerbe gemäß Regionalplan für den Regie-
rungsbezirk Düsseldorf (GEP 99) und bisher in den Flächennutzungsplänen der Städ-
te und Gemeinden des Kreises Kleve dargestellte gewerblich-industriell nutzbare Flä-
chen, für die noch kein entsprechender rechtskräftiger Bebauungsplan besteht und 
die nicht nach §34 BauGB bebaubar sind.  
Die bisherige zeichnerische Darstellung dieser Flächen im Regionalplan wird aufge-
hoben und die Flächen als Allgemeiner Freiraum- und Agrarbereich dargestellt sowie 
in der Erläuterungskarte 1 „Sondierungen für eine zukünftige Siedlungsentwicklung“ 
gekennzeichnet. Mit der Einbuchung verpflichten sich die Kommunen, die Bauflächen 
in den Bauleitplänen aufzuheben.   
Die Gesamtgröße des Flächenkontos des virtuellen Gewerbeflächenpools umfasst  
die Gesamtfläche der zum Startzeitpunkt eingebuchten Darstellungen. Die Kommu-
nen des Kreises können es nach In-Kraft-Treten dieses Ziels 4 nutzen, um gewerbli-
che und industrielle Flächen bauleitplanerisch zu entwickeln.  

 
3) Abbuchungen bis zu einer Obergrenze von 10 ha dürfen von den beteiligten Kommu-

nen erfolgen, wenn die Kommune für die Fläche ein konkretes tatsächliches Nut-
zungsinteresse eines oder mehrerer Investoren darlegt. Die Kommunen sollen durch 
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entsprechende Bauleitplanungen eine intensivere Nutzung der Industrie – und Ge-
werbeflächen anstreben (vgl. Erläuterungen C.II.3, LEP NRW). Um einer ungeordne-
ten Zersiedelung von Natur- und Freiraum entgegen zu wirken, ist die Anbindung 
neuer gewerblich-industrieller Standorte an das Siedlungsgefüge Voraussetzung. 
Hiermit wird u.a. dem Ziels C.II.2.3 des LEP NRW Rechnung getragen, nach dem 
vorrangig u.a. die Möglichkeit der Arrondierung vorhandener Gewerbe- und Industrie-
standorte genutzt werden soll, bevor andere Flächen in Anspruch genommen wer-
den. Eine leistungsfähige Anbindung an das überörtliche Verkehrsnetz ist zu gewähr-
leisten.  
Eine Arrondierung ist damit nicht nur an im Regionalplan dargestellten Siedlungsbe-
reichen (GIB und ASB) möglich, sondern auch ausnahmsweise im Bereich von nicht 
im Regionalplan dargestellten Ortsstellen im Rahmen der bestehenden Ziele der 
Raumordnung, soweit dies mit den sonstigen für diese Ortsstellen geltenden landes- 
und regionalplanerischen Vorgaben vereinbar ist.  
Weist die Kommune nach, dass voraussichtlich innerhalb des folgenden Jahres keine 
baureifen, aktivierbaren Flächenreserven mehr bestehen werden, ist eine Abbuchung 
in der Größenordnung eines durchschnittlichen jährlichen Gewerbeflächenverbrauchs 
ohne ein konkretes  Nutzungsinteresse eines Investors möglich.  

 
4) Zum Schutz von Natur und Landschaft bleiben Räume, für die entgegenstehende 

Ziele der Raumordnung oder fachrechtliche Unterschutzstellungen bestehen (Restrik-
tionsräume), für die Inanspruchnahme des vertraglich vereinbarten beschleunigten 
Verfahrens im Sinne der landesplanerischen Anpassung der Bauleitplanung an die 
Ziele der Raumordnung gemäß Landesplanungsgesetz (LPlG) außer Betracht. Ge-
werblich-industrielle Nutzungen können in diesen Räumen nur in Ausnahmefällen, im 
Rahmen des gesetzlich vorgeschriebenen Regelverfahrens gemäß LPlG bauleitpla-
nerisch entwickelt werden. Eine Abbuchung aus dem Flächenkonto erfolgt auch in 
diesem Fall. Der restriktionsfreie Raum ist landesplanerisch für eine gewerbliche 
Entwicklung geeignet. Es können jedoch Restriktionen aufgrund anderer Gesetze 
und Ziele der Raumordnung bestehen. Die Belange der Landwirtschaft und des Bo-
denschutzes (Bodendenkmalpflege, schutzwürdige Böden, etc.) sind bei nachfolgen-
den Planungen und Maßnahmen frühzeitig zu berücksichtigen.  

 
5) Die Kommunen sind verpflichtet, landesplanerisch geeignete Gewerbeflächenreser-

ven während der Projektlaufzeit in das Flächenkonto einzubuchen. Dies sind bei-
spielsweise Reserven in Bebauungsplänen, die erst nach Erreichen der Frist nach 
§42 BauGB eingebucht werden können. 

 
6) Die Auswirkungen des virtuellen Gewerbeflächenpools insbesondere auf die Flächen-

inanspruchnahme und die Arbeitsplatzentwicklung werden durch die Regionalpla-
nungsbehörde im Rahmen eines Monitorings sowie einer Evaluierung überprüft. Die 
Regionalplanungsbehörde berichtet den Projektpartnern regelmäßig über die Ent-
wicklung des Flächenkontos. Im Falle einer Kündigung bzw. eines Auslaufens des 
Modellprojektes ist eine angemessene Rückabwicklung bzw. Wiederherstellung der 
GIB und ASB-Darstellungen durchführen.  




